
Interpellation Nr. 50 (Mai 2024) 
betreffend Entstehung einer grossen Container-Asylbewerberunterkunft im 
Stettenfeld auf DEU-Seite (Lörrach-Stetten), direkt an der Landesgrenze 
zu Riehen 
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Wie in der Oberbadischen Zeitung vom 11. April 2024 zu entnehmen war, beabsichtigt der 
Landkreis Lörrach auf dem Areal beim Bolzplatz in Lörrach-Stetten eine temporäre 
Gemeinschaftsunterkunft in modularer Bauweise für rund 150 Asylbewerber zu errichten. Der 
Landkreis Lörrach möchte dort Asylbewerber aus den Landeserstaufnahme-Einrichtungen in 
Gemeinschaftsunterkünften in den Kommunen unterbringen. Der geplante Standort ist unmittelbar 
an der Landesgrenze im Stettenfeld in Riehen. Der Sozialausschuss des Landkreises soll diesem 
Projekt bereits zugestimmt haben. 

Erfahrungsgemäss birgt dies gewisse Risiken und schafft Sicherheitsbedenken in der Bevölkerung, 
weshalb sich in Lörrach bereits eine breite Gegnerschaft unter dem Titel ASYL-Überlastung 
„GENUG IST GENUG - Kein CONTAINER-Dorf in Lörrach Stetten" gebildet hat. 

Auch für Riehen und Basel-Stadt wird dies zur zusätzlichen Belastung, weil es die dort platzierten 
Asylbewerber ins Zentrum der Stadt Basel ziehen wird. Auch wenn ein Grenzübertritt nicht gestattet 
ist - zu befürchten haben sie bei einem Verstoss nicht wirklich viel. 

Nachdem bereits an der Heuwaage im dortigen Hochhaus, nebst der Bundesempfangsstelle im 
Bässlergut, eine grosse Anzahl an Asylbewerbern untergebracht werden, ist dies eine zusätzliche 
Belastung für die Bevölkerung in Basel-Stadt und Umgebung. Der Bevölkerung ist das nicht mehr 
zuzumuten, werden doch in diesem Jahr wiederum über 30‘000 Asylsuchende in unser Land 
kommen (Schätzung Staatssekretariat für Migration, SEM). Auch der Schutz der Bevölkerung kann 
so, es hat noch immer über 100 unbesetzte Stellen bei der Kantonspolizei, nicht mehr 
vollumfänglich gewährleistet werden. 

In diesem Zusammenhang bitte ich den Regierungsrat um die Beantwortung der folgenden Fragen: 

1. Steht der Regierungsrat in stetigem Austausch mit unseren Nachbarn in Deutschland und 
Frankreich? 

2. Hat der Landkreis Lörrach den Kanton Basel-Stadt, namentlich den Regierungsrat, über diese 
Absichten informiert? 

3. Wenn ja: wann wurde er informiert und was gedenkt der Regierungsrat zu tun bzw. welche 
Massnahmen werden zum Schutz der hiesigen Bevölkerung eingeleitet? 

4. Wurden mit den zuständigen Grenzbehörden und der Polizei (Bundesamt für Zoll und 
Grenzsicherheit, Kantonspolizei Basel-Stadt) Kontakt aufgenommen? 

5. Wenn das Container-Dorf konkret wird, wann erachtet es der Regierungsrat als angebracht, 
die Bevölkerung darüber zu informieren? 
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